
Textliche Festsetzungen
Art der baulichen Nutzung

1. Im allgemeinen Wohngebiet sind die in § 4 Abs. 3 BauNVO genannten Nutzungen 
auch ausnahmsweise nicht zulässig.
(§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 6 BauNVO)

Maß der baulichen Nutzung

2. Die festgesetzte Grundfläche (GR) bezieht sich auf bauliche Anlagen gem. 
§ 19 Abs. 1 BauNVO auf dem jeweiligen Baugrundstück.
(§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 BauNVO)

Mindestgrundstücksgröße

3. Im allgemeinen Wohngebiet darf die Größe der Baugrundstücke 750 m² nicht unter-
schreiten.
(§9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB)

Flächen für Nebenanlagen

4. Im allgemeinen Wohngebiet dürfen pro Baugrundstück die Flächen für Zufahrten, 
Stellplätze und Garagen sowie Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO insgesamt 90 m² 
nicht überschreiten. Davon sind max. 70 m² außerhalb der Baufenster zulässig.
(§9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

5. Im allgemeinen Wohngebiet sind innerhalb der Fläche EFGE Garagen, Stellplätze 
sowie Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO unzulässig. Davon ausgenommen sind Ein-
friedungen.
(§9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Maßnahmen zum Schutz von Natur und Landschaft

6. Im allgemeinen Wohngebiet ist eine Befestigung von Wegen, Stellplätzen und Zufahr-
ten nur in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Auch Wasser- und 
Luftdurchlässigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, 
Fugenverguss, Asphaltierungen und Betonierungen sind unzulässig. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i.V. mit § 1a Abs. 2 BauGB)

Lärmschutzmaßnahmen

7. Im allgemeinen Wohngebiet haben die der Garzauer Straße zugewandten Außenbau-
teile von Aufenthaltsräumen, die nicht mehr als 25 m von der südlichen Straßenbe-
grenzungslinie der Garzauer Straße entfernt sind, ein resultierendes Schalldämmmaß 
von mindestens 35 dB(A) aufzuweisen.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

8. Im allgemeinen Wohngebiet ist entlang der westlichen Grenze des Flurstücks 25 (Ei-
senbahntrasse) ein mindestens 1,80 m hoher Lärmschutzzaun (gemessen über der 
nächstgelegenen Höhe der Unterkante Bahnschiene) mit einem resultierenden 
Schalldämmmaß von mindestens 20 dB (A) zu errichten. Dies gilt nicht für die letzten 
20 m bis zur nördlichen Straßenbegrenzungslinie der Rosa-Luxemburg-Straße.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

9. Im allgemeinen Wohngebiet haben die der Bahntrasse zugewandten Außenbauteile 
von Aufenthaltsräumen innerhalb der Fläche ABCDA ein resultierendes Schall-
dämmmaß von mindestens 35 dB(A) aufzuweisen.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Pflanzbindungen

10. Im allgemeinen Wohngebiet sind innerhalb der Fläche mit Pflanzbindung auf dem 
Flurstück 57  4 Laubbäume mit einem Stammumfang von 16/18 cm sowie 90 Sträu-
cher zu pflanzen. Innerhalb der Fläche mit Pflanzbindung auf dem Flurstück 56 sind 1 
Laubbaum mit einem Stammumfang von 16/18 cm sowie 12 Sträucher zu pflanzen. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

11. Im allgemeinen Wohngebiet sind innerhalb der Fläche EFGE Neupflanzungen nur bis 
zu einer Wuchshöhe von 1,0 m zulässig. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

12. Pro Baugrundstück sind auf einer zusammenhängenden Fläche von mindestens 15% 
des Grundstückes Bäume zu erhalten (Baumerhaltfläche). Bei Abgang von Bäumen 
innerhalb dieser Fläche ist ein gleichartiger Ersatz (STU 18/20 cm) innerhalb dieser 
Fläche zu pflanzen. Die Flächengrößen von zeichnerisch festgesetzten Flächen mit 
Bindungen zum Erhalt oder zum Pflanzen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB können zu 
50% auf die erforderliche Baumerhaltfläche angerechnet werden.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)

13. Im allgemeinen Wohngebiet sind innerhalb der Fläche EFGE Einfriedungen nur bis zu 
einer Höhe von 1,0 m zulässig. 
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 81 Abs. 1 Nr. 1 BbgBO)

Verfahrensvermerke

Beschlüsse:

1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Stadtverordnetenversammlung vom 
____________________.
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist entsprechend der 
Hauptsatzung der Stadt Strausberg am ____________________ im Amtsblatt für die Stadt 
Strausberg erfolgt.

2. Der Bebauungsplan wurde am _______________ von der Stadtverordnetenversammlung 
als Satzung beschlossen.
Die Begründung zum Bebauungsplan wurde mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung 
vom ____________________ gebilligt.

Strausberg, d. _____________ ______________
(Bürgermeisterin)

Verfahren:

1. Der Entwurf des Bebauungsplanes, einschließlich Begründung und einem Übersichtsplan, 
hat in der Zeit 
vom _______________ bis __________________ während folgender Zeiten:

montags bis freitags von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr
montags und mittwochs von 13.00 Uhr bis 15.00 Uhr
dienstags und donnerstags von 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr
und dienstags      von 16.00 Uhr bis 18.00 Uhr

nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, 
dass Bedenken und Anregungen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder 
zur Niederschrift vorgebracht werden können, am ___________________ im Amtsblatt für die 
Stadt Strausberg ortsüblich bekannt gemacht worden.

Strausberg, d. _____________ _____________
(Bürgermeisterin)

2. Die öffentliche Auslegung des 2. Entwurfes des Bebauungsplanes gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
fand in Form einer Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit sowie der berührten Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit Schreiben vom ………………… statt. 
Stellungnahmen konnten nur zu den geänderten bzw. ergänzten Teilen abgegeben werden. 
Die Frist zur Stellungnahme wurde auf 2 Wochen verkürzt.

Strausberg, d. _____________ _____________
(Bürgermeisterin)

3. Vermessungs- und katasterrechtliche Bescheinigung:
Die verwendete Planunterlage enthält den Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die 
planungsrelevanten baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach. Sie 
ist hinsichtlich der planungsrelevanten Bestandteile geometrisch einwandfrei. Die 
Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Strausberg, d. _____________ ___________________________________
            (Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur)

4. Ausfertigung: Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und der Begründung, 
wird hiermit ausgefertigt. Es wird hiermit bestätigt, dass die Planurkunde öffentlich ausgelegen 
hat und von der Stadtverordnetenversammlung als Satzung beschlossen worden ist. 

Strausberg, d. _____________ ___________________________________
(Bürgermeisterin)

5. Der Satzungsbeschluss und der Bebauungsplan sowie die Stelle, bei der der Plan auf Dauer 
während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt 
Auskunft zu erhalten ist, sind am __________________ im Amtsblatt für die Stadt Strausberg 
ortsüblich bekannt gemacht worden. 
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 
BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§ 44 
BauGB) hingewiesen worden.
Die Satzung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft.

Strausberg, d. _____________ _____________
(Bürgermeisterin)

Pflanzliste (Empfehlung) 

Bäume:
Berg-Ahorn
Spitz-Ahorn
Feldahorn
Bastard-Eiche
Winter-Linde 
Sommer-Linde
Flatter-Ulme
Gemeine Esche  
Sand-Birke
Hainbuche
Eberesche
Kiefer
Wacholder 
Eibe

Sträucher:
Felsenbirne 
Berberitze
Haselnuss
Weißdorn
Roter Hartriegel
Pfaffenhütchen
Gemeiner Liguster  
Hundsrose
Schwarzer Holunder
Gemeiner Schneeball  
Schlehe 

(Acer pseudoplatanus) 
(Acer platanoides)  
(Acer campestre) 
(Quercus robur x petraea) 
(Tilia cordata)  
(Tilia platyphyllos) 
(Ulmus laevis) 
(Fraxinus excelsior) 
(Betula pendula) 
(Carpinus betulus) 
(Sorbus aucuparia) 
(Pinus sylvestris)
(Juniperus communis) 
(Taxus baccata) 

(Amelanchier ovalis) 
(Berberis vulgaris) 
(Corylus avellana) 
(Crataegus spec.) 
(Cornus sanguinea) 
(Euonymus europaea) 
(Ligustrum vulgare) 
(Rosa canina) 
(Sambucus nigra) 
(Viburnum opulus) 
(Prunus spinosa) 

Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004, 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I, S. 3316) 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 23. Januar 1990 (BGBl. I, S. 132), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. April 1993 (BGBl. I, S.466) 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I, S. 58) 
Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) In der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Sep-
tember 2008 GVBl. Brandenburg I, S. 226) 

Hinweise ohne Normcharakter

Die Traufhöhen und Dachneigungen, sowie die Art der Dachziegel sollten so gewählt wer-
den, dass die besonders bedeutenden Bäume, deren Kronen in einen der Hausgrundrisse 
hineinragen, deren Stamm jedoch außerhalb des Grundrisses steht, erhalten bleiben können 
und ihre Kronen durch die Dachkonstruktion nicht berührt werden. 

Dachgestaltung

Es ist zu empfehlen, glasierte Ziegel zu wählen, die das laubfallbedingte Ansetzen von orga-
nischer Masse auf den Dachsteinen verhindern. 

Im Rahmen des Artenschutzes ist vor der Fällung von Bäumen eine Kontrolle auf mögliche 
Fledermausquartiere durchzuführen. Empfohlen wird die Fällung im Winter, wenn die Tiere 
nicht aktiv sind und eine Tötung beim Fällen ausgeschlossen werden kann. Falls ein Besatz 
mit Fledermäusen ermittelt wird, ist die Rodung fledermausverträglich im Beisein eines Fle-
dermausspezialisten durchzuführen. Damit das Quartier vollständig erhalten bleiben kann, 
muss der Baum abschnittsweise gefällt werden. Der Abschnitt mit der Höhle ist zu sichern 
und in einiger Entfernung zur Bebauung in geeigneter Umgebung wieder aufzustellen.

Artenschutz

Durch Fällungen gehen möglicherweise Höhlenbäume verloren, die eine Bedeutung für höh-
lenbrütende Vogelarten haben können. Um den Verlust zu kompensieren, sollen Nistkästen 
für die potenziell betroffenen Arten an geeigneten Bäumen angebracht werden. In einer 
Übergangszeit von fünf Jahren müssen die Kästen jährlich nach der Brutzeit gesäubert wer-
den.

Für alle geschützten Bäume, die in dem Plan „Bestand und Planung“ des Grünordnungs-
plans 

Baumfällungen

nicht

Sollten im Gegenzug dafür Bäume erhalten werden, die in dem Plan „Bestand und Planung“ 
des Grünordnungsplans als „Baumverlust“ gekennzeichnet sind, können diese entsprechend 
ihres Stammumfanges angerechnet werden. Bei der Ermittlung des erforderlichen Ersatzes 
gem. Baumschutzsatzung wird lediglich die Differenz zwischen den Stammumfängen der zu 
fällenden und der erhaltenen Bäume zu Grunde gelegt.

als „Baumverlust“ gekennzeichnet sind, sind bei geplanter Inanspruchnahme für 
Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen Anträge auf Baumfällgenehmigungen bei der Stadt 
Strausberg zu stellen. Für die Beurteilung der Zulässigkeit von Baumfällungen werden die 
Abgrenzungen von sogenannten „Baumerhaltflächen“ aus den Bauantragsunterlagen und 
das Städtebauliche Konzept aus dem Bebauungsplan herangezogen, welches grundsätzli-
che Vorschläge für die Anordnung der o.g. Anlagen unter Inanspruchnahme möglichst weni-
ger zusätzlicher Bäume beinhaltet sowie der Grünordnungsplan. Danach sind die einheimi-
schen und landschaftsbildprägenden Laubbäume mit mittlerer bis hoher Vitalität der Arten 
Berg-Ahorn, Spitz-Ahorn, Feld-Ahorn, Winter-Linde, Hänge-Birke, Rotbuche, Hainbuche, 
Trauben-Eiche und Stiel-Eiche von besonderer ökologischer Bedeutung. Dagegen sind Alt-
kiefern, die ihr natürliches Lebensalter erreicht haben, und u. a. Robinien als nicht heimische 
Art zwar ebenfalls entsprechend der Baumschutzsatzung der Stadt Strausberg geschützt, 
werden aber für das Plangebiet als nicht besonders ökologisch wertvoll eingeschätzt.

Das Plangebiet eignet sich für eine Erdwärmeversorgung. Insbesondere für die 3 von der 
Garzauer Straße aus erschlossenen Grundstücke wird eine Wärmeversorgung durch erneu-
erbare Energien bzw. ein Passivhausstandard empfohlen, da bisher keine Erdgasleitung 
anliegt.

Erneuerbare Energien

Im Geltungsbereich sind Bodendenkmale möglich. Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmale 
wie Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfärbungen, Holzpfähle oder -bohlen, Tonscherben, 
Metallsachen, Münzen, Knochen u.ä. entdeckt werden, sind die Denkmalfachbehörde sowie 
die Untere Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen. Die entdeckten Boden-
denkmale und die Entdeckungsstätte sind in geeigneter Weise nach der Anzeige in unverän-
dertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung zu 
schützen. Entdeckte Funde sind ablieferungspflichtig (§§ 11 und 12 BbgDSchG).

Bodendenkmale

Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel gefunden werden, ist es verboten, diese zu berühren 
und deren Lage zu verändern. Die Fundstelle ist unverzüglich der nächsten Ordnungsbehör-
de oder der Polizei anzuzeigen. (§ 2 und § 3 Abs. 1 Nr. 1 KampfmV). 

Bodenbelastungen

Beim Auffinden von Kontaminationen und / oder organoleptischen Auffälligkeiten des Bodens 
ist die untere Abfallwirtschaftsbehörde / untere Bodenschutzbehörde des Landkreises Mär-
kisch-Oderland umgehend in Kenntnis zu setzen. (§ 31 BbgAbfBodG)

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 43/08 „Wohnbebauung Rosa-Luxemburg-Straße“ 
gelten die Stellplatzsatzung der Stadt Strausberg sowie die Baumschutzsatzung der Stadt 
Strausberg.

Satzungen


